
Recht auf Fürsorge der Gesellschaft

Großbaustellen und das Studium in anderen soziali­
stischen Ländern. Bei der Regelung des grenzüber­
schreitenden Verkehrs läßt sich die DDR von den 
Normen des Völkerrechts leiten.

Recht auf Fürsorge der Gesellschaft im Alter und bei 
Invalidität - Grundrecht der Bürger nach Art. 36 
Verfassung. Mit dem R. wird die materielle Sicher­
stellung sowie die soziale und medizinische Versor­
gung für die Bürger gewährleistet, die das Rentenal­
ter erreicht haben oder die wegen / Invalidität ihre 
materiellen Bedürfnisse nicht mehr durch Wahrneh­
mung ihres / Rechts auf Arbeit und die damit ver­
bundene Entlohnung nach Qualität und Quantität 
der Arbeit befriedigen können. Gemäß Art. 36 wird 
dieses Recht durch steigende materielle, soziale und 
kulturelle Versorgung und Betreuung alter und ar­
beitsunfähiger Bürger gewährleistet. Das R. steht in 
engem Zusammenhang mit dem / Recht auf Schutz 
der Gesundheit und der Arbeitskraft. Die wichtigste 
Garantie beider Rechte liegt in dem in der DDR be­
stehenden sozialen Versicherungssystem. Die Ren­
tenleistungen der / Sozialversicherung (z. B. Al­
tersrente / Invalidenrente ? Unfallrente) sorgen 
für die materielle Sicherstellung im Alter und bei In­
validität. Sie sind im Laufe der Jahre immer wieder 
verbessert worden. Die unentgeltliche / medizini­
sche Betreuung und Versorgung mit Medikamenten 
ist Rentnern ebenso gesichert wie Berufstätigen. 
Achtung der alten und arbeitsunfähigen Bürger und 
Fürsorge für sie schließt ein, ihre Leistungsfähigkeit 
möglichst lange zu erhalten und es ihnen zu ermögli­
chen, entsprechend ihren Fähigkeiten noch beruflich 
tätig zu sein und am gesellschaftlichen Leben teilzu­
nehmen. Im AGB ist festgelegt, daß Werktätige im 
höheren Lebensalter und Werktätige, deren Ar­
beitsfähigkeit gemindert ist, bei der Aufnahme und 
Ausübung einer Tätigkeit besonders gefördert und 
geschützt werden. Ab 5. Jahr vor Erreichen des Ren­
tenalters genießen die Werktätigen besonderen 
Kündigungsschutz Kündigung des Arbeitsrechts­
verhältnisses) , und eine andere Arbeit darf ihnen - 
auch zeitweilig - nur mit ihrem Einverständnis über­
tragen werden ( / vorübergehende Übertragung 
einer anderen Arbeit). Auch der altersabhängige / 
Zusatzurlaub ist Ausdruck der Fürsorge des Staates 
für ältere Werktätige. Altersrentnern ist die weitere 
berufliche Tätigkeit nach ihren Fähigkeiten und 
Wünschen zu sichern (§ 5, § 74 Abs. 4, § 209 Abs. 3 
AGB). Nach dem Ausscheiden aus dem Arbeitspro­
zeß nehmen die älteren Bürger am Leben des Ar­
beitskollektivs soweit wie möglich Anteil und geben 
ihre Erfahrungen an die Jüngeren weiter. 
Wachsende Aufmerksamkeit gilt dem geistig-kultu­
rellen Leben der älteren Bürger in den Wohngebie­
ten. Die Klubs der Volkssolidarität wurden zu Zen­
tren kultureller Betreuung, aber auch kultureller 
Selbstbetätigung.
Fürsorge für alte und arbeitsunfähige Bürger ist eine 
staatliche und gesellschaftliche Aufgabe; sie umfaßt

ebenso den Bau von / Feierabend- und Pflegehei­
men im Rahmen des Wohnungsneubaus wie die 
Nachbarschaftshilfe in den Hausgemeinschaften und 
die von der Volkssolidarität organisierte / Haus­
wirtschaftspflege oder die Einbeziehung älterer Bür­
ger in die Tätigkeit der gesellschaftlichen Organisa­
tionen in den Wohngebieten. / freiwillige Zusatz­
rentenversicherung

Recht auf gerichtliches Gehör - Recht der Bürger 
nach Art. 102 Abs. 1 Verfassung. Das R. ist in Ver­
bindung mit dem / Recht auf Verteidigung gere­
gelt. Es wird auch / Ausländern und / Staatenlo­
sen gewährt. Es bedeutet, daß jeder Bürger das Ge­
richt anrufen und eine gerichtliche Entscheidung 
herbeiführen und seine Rechte und Interessen vor 
Gericht vertreten kann, wenn die / Zuständigkeit 
der Gerichte gegeben ist. Jeder Bürger hat ferner das 
Recht, am gerichtlichen Verfahren mitzuwirken, 
sich vor Gericht umfassend mündlich zu äußern {/ 
Mündlichkeit der Verhandlung), Beweisanträge und 
andere Anträge zum Gang des Verfahrens zu stellen. 
Er kann / Berufung oder / Beschwerde gegen ge­
richtliche Entscheidungen einlegen. R. gilt für alle 
gerichtlichen Verfahren: für das / Strafverfahren, 
bei dem der Bürger als Angeklagter verpflichtet ist, 
vor Gericht zu erscheinen, und zugleich berechtigt, 
einen / Rechtsanwalt seiner Wahl als Verteidiger zu 
beauftragen; für das Verfahren in Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechtssachen, in dem sich der Bürger als 
/ Prozeßpartei vertreten lassen kann Prozeß­
vollmacht).

Recht auf Mitbestimmung und Mitgestaltung -
Grundrecht der Bürger nach Art. 21 Verfassung. Mit 
dem R. wird jedem Bürger der DDR garantiert, das 
politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Le­
ben umfassend mitzugestalten. Dieses Grundrecht 
gilt für alle Bereiche der Gesellschaft und nimmt 
einen hervorragenden Platz unter allen Grundrech­
ten und -freiheiten ein. In ihm kommen grundlegend 
die gesellschaftliche und die / Rechtsstellung des 
Bürgers im Sozialismus zum Ausdruck. Als ein ty­
pisch sozialistisches Grundrecht ergibt es sich aus 
dem fundamentalen Prinzip der Souveränität des 
werktätigen Volkes {/ Volkssouveränität), aus dem 
Verfassungsgrundsatz, daß alle politische Macht in 
der .DDR von den Werktätigen in Stadt und Land 
ausgeübt wird (Art. 2 Verfassung).
Die immer tiefere Ausprägung und zunehmend be­
wußte Ausübung dieses Grundrechts wird davon be­
stimmt, daß die weitere Entfaltung und Vervoll­
kommnung der / sozialistischen Demokratie die 
Hauptrichtung ist, in der sich die sozialistische 
Staatsmacht entwickelt: „Die in vielfältigen Formen 
erfolgende Mitwirkung der Bürger an der Leitung 
des Staates und der Wirtschaft wird immer mehr zum 
bestimmenden Merkmal des Lebens im Sozialismus“ 
(Programm der SED, Berlin 1976, S. 41).
Das R. ist engstens mit allen Elementen der soziali­
stischen Macht- und Eigentumsverhältnisse verbun­
den und wird real von diesen garantiert. Die soziali­
stische Gesellschaft und ihr Staat brauchen die aktive
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